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Eigenheime und Vermögen  
werden überbesteuert 
Abstimmung Herbst 2025  Hauseigentümer werden nicht gefördert, und dies, obwohl sie gesellschaftlich viel Positives bringen. 
Die Besteuerung des Eigenmietwerts ist zu hoch, die heute zulässigen Abzüge zu niedrig. Deshalb: Weg mit dem Eigenmietwert!

Wohneigentum macht seine Besitzer glück-
lich und nützt der Gesellschaft. Wohnei-
gentümer sind auf lokaler Ebene politisch 
und sozial stärker engagiert, weil Wohn-
eigentum sesshaft macht, die Identifika-
tion fördert und sich die Qualität der Poli-
tik und die Standortattraktivität in den 
Immobilienwerten niederschlagen. Unse-
re Forschung (mit David Stadelmann, Pro-
fessor für Volkswirtschaftslehre an der 
Universität Bayreuth)  mit Daten aller Zür-
cher Gemeinden zeigt: Je höher der Immo-
bilieneigentümeranteil und je tiefer der 
Mieteranteil an den Einwohnern ist, desto 
nachhaltiger ist die lokale Finanzpolitik. 
Die öffentlichen Mittel werden sparsamer 
verwendet, und die Verschuldung ist klei-
ner. Immobilieneigentum ist also ein Pro-
tektor der zukünftigen Generationen. Hin-
gegen sind die oft bemühten internationa-
len Studien, die besagen, dass Immobilien-
eigentum die Arbeitslosigkeit erhöhen 
kann, weil Eigentümer seltener sehr weit 
entfernte Jobs annehmen, für die Schweiz 
mit ihrem flexiblen Arbeitsmarkt und den 
kurzen Wegen irrelevant. Vielmehr kann 
sich hier der so positive Engagement-Ef-
fekt des Wohneigentums besonders gut 
entfalten – dank der direkten Demokratie, 
des kleinräumigen Föderalismus und des 
Milizprinzips.

Trotz dieser positiven gesellschaftlichen 
Wirkungen werden Hauseigentümer nicht 
gefördert, sondern bisher durch den Eigen-
mietwert überbesteuert. Der Standardein-
wand, der Eigenmietwert diene der Gleich-
behandlung von selbstgenutztem Wohn-
eigentum und vermieteten Immobilien 
sowie Finanzanlagen, ist aus vier Gründen 
hinfällig:

● Die Besteuerung des Eigenmietwerts ist 
heute zu hoch, weil die zulässigen Abzüge 
zu niedrig sind. Heute ist nur der Unter-
haltsaufwand abziehbar – aber keine Ab-
schreibungen auf dem Gebäudewert. Real 
verlieren die Gebäude trotz Unterhalt jähr-
lich rund zwei Prozent an Wert. Entspre-
chend werden viele nach 40 bis 50 Jahren 
abgerissen. Weil sie nicht abgeschrieben 
sind, entsteht dem Besitzer dadurch ein 
grosser Verlust. Interessant: Der Staat 
schreibt seine eigenen Immobilien über  
30 Jahre ab.

● Selbstbewohntes Wohneigentum wird 
heute höher besteuert als Finanzanlagen. 
Es unterliegt auch noch der Vermögens- 
und der Grundstückgewinnsteuer. Die Ka-
pitalgewinne auf Finanzanlagen hingegen 
werden richtigerweise nicht besteuert. Ka-
pitalgewinne spiegeln wie Liegenschafts-
gewinne Veränderungen der erwarteten 
Erträge der Anlage; da diese später sowie-
so besteuert werden, werden sie durch die 
Kapitalgewinn- und Liegenschaftsgewinn-
steuer in der Regel doppelt besteuert. Die 
Abschaffung des Eigenmietwerts bringt 
deshalb nicht weniger, sondern mehr 
Gleichheit in der Besteuerung von Liegen-
schaften und Finanzanlagen.

● Die heutige Höhe der Besteuerung von 
Vermögenserträgen ist die falsche Refe-
renzgrösse für selbstgenutzten Wohnraum. 
Sie ist aus theoretischer Sicht sowie im 

internationalen Vergleich zu hoch. In der 
Schweiz werden die Vermögenserträge wie 
ein Arbeitseinkommen voll besteuert – und 
zusätzlich auch die Vermögensbestände. 
In fast allen anderen Ländern werden die 
Vermögenserträge nur etwa halb so hoch 
wie ein Arbeitseinkommen und die Ver-
mögensbestände gar nicht besteuert. Zu-
dem sind die besteuerten nominellen Ver-
mögenserträge grösstenteils kein realer 
Ertrag, sondern nur eine Kompensation 
für die Vermögensentwertung durch In-
flation. So gelten in vielen Kantonen 
schon für Nettovermögen ab rund einer 
Million Franken Steuersätze von 0,8 Pro-
zent. Über rund 75 Jahre betrachtet waren 
in der Schweiz die Rendite von Bundes-
obligationen bei drei Prozent und die In-
flation und damit der Wertverlust des an-
gelegten Geldes bei zwei Prozent. Tatsäch-
lich blieb also den Anlegern nur ein Pro-
zent reale Rendite. Aber die Steuern 
müssen sie auf der nominellen Rendite 
von drei Prozent bezahlen, also dem Drei-
fachen des tatsächlichen realen Einkom-
mens! Nach Abzug der Einkommenssteu-
er und erst recht der Vermögenssteuer 
bleibt ihnen so nur ein beträchtlicher jähr-
licher Vermögensverlust. Eine ähnliche 
inflationäre Aufblähung wirkt bei der 
Liegenschaftsgewinnsteuer und auch beim 
Eigenmietwert, weil die Ämter bei seiner 
Berechnung durch die Inflation aufge-
blähte Zinssätze verwenden.

● Sodann bringen die bei der Besteuerung 
des Eigenmietwerts unerlässlichen Unter-
haltsabzüge schwerwiegende Verzerrun-
gen. Sie senken die Einkommenssteuern 
der Eigentümer im Umfang ihrer Grenz-
steuersätze von zumeist 30 bis 40 Prozent. 
Durch die Abgrenzung in abzugs- und nicht 
abzugsfähige Aufwendungen entstehen 
riesige Marktverzerrungen. Beispielswei-
se können heute die Kosten für neue Ein-
bauschränke und Gartenarbeiten zumeist 
als Unterhaltsaufwendungen abgezogen 
werden, die Ausgaben für freistehende 

Schränke und Hausreinigung hingegen 
nicht. Wenn ein Politiker ein System zur 
40-prozentigen Subvention mancher 
Schreiner- und Gartenarbeiten vorschla-
gen würde, würde er wohl als verrückt an-
gesehen. Genau das Gleiche bewirkt aber 
unser heutiges Steuersystem. 

Die zur Abstimmung stehende Vorlage 
zur Abschaffung des Eigenmietwerts ist 
deshalb für die Eigenheimbesitzer und die 
gesamte Gesellschaft gut und wichtig. Al-
lerdings geht die vorgesehene Einschrän-
kung der Zinsabzüge zu weit. Natürlich ist 
es richtig, dass mit dem Eigenmietwert 
auch die Abzüge auf Schulden zur Finan-
zierung der Immobilie dahinfallen. Aber 
für Personen, die neben einer Immobilie 
noch andere Werte besitzen, sich für deren 
Finanzierung verschuldet haben und die 
Erträge auf diesen Werten voll versteuern 
müssen, sollten natürlich die Schuldzinsen 
noch absetzbar sein. Die Vorlage ist des-
halb eine absolute Minimalvorlage und in 
keinster Weise ungerecht gegenüber den 
Mietern. Folglich ist die Vorlage unbedingt 
anzunehmen: Die Eigenmietwertbesteue-
rung gehört abgeschafft. Als Nächstes soll-
ten dann die Steuern auf Grundstückge-
winnen und Vermögenserträgen grundle-
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gend reformiert werden: Sie sollten nur 
noch die realen Gewinne und Erträge be-
lasten, also jeweils den Kaufkraftverlust 
der eingesetzten Mittel durch die Inflation 
berücksichtigen.

Die Vorlage ist eine  
absolute Minimalvorlage 
und in keinster Weise 
ungerecht gegenüber den 
Mietern.
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Abstimmung vom Sonntag, 
28. September 2025:
Abschaffung der Eigenmietwert-Steuer  
(Bundesbeschluss vom 20. Dezember 
2024 über die kantonale Liegenschafts-
steuern auf Zweit-liegenschaften)
●	� Einstimmige Parole HEV Schweiz: JA 
●	� Empfehlung Bundesparlament: JA
●	� Empfehlung Bundesrat: JA


